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Anfrage zum Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Meyer-Hermann, 
 
ab dem 01.12.2015 wurde das BFD-Gesetz um den §18 - BFD mit Flüchtlingsbezug - ergänzt. 
 
Durch diese Vereinbarung steht der BFD deutschen Freiwilligen als auch Asylberechtigten sowie 
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern, bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist, 
offen. 
 
Für dieses Sonderprogramm können Einsatzstellen neu anerkannt werden und bereits anerkannte 
Einsatzstellen  können neue Einsatzpläne mit Flüchtlingsbezug genehmigen oder ihren Einsatzbereich 
erweitern lassen.  
 
Die SPD-Fraktion stellt vor dem Hintergrund der geschilderten Änderung der gesetzlichen Grundlage folgende 
Anfrage: 
 

1. Gibt es in Versmold Personen mit Flüchtlingsbezug, die dieses erweiterte Angebot nutzen können, um 
in unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern Entlastung und Unterstützung zu bieten? 

 
2. Ist die Stadt Versmold selbst eine anerkannte Einsatzstelle für den Bundesfreiwilligendienst oder könnte 

die Stadt eine Einsatzstelle werden? 
 

3. Gibt es Kontakte zu anderen Einrichtungen, die eine anerkannte Einsatzstelle sind, mit dem Ziel die 
Zusammenarbeit im Rahmen der Tätigkeiten mit Flüchtlingsbezug in Versmold zu erweitern? 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Liane Fülling   
Fraktionsvorsitzende 
 
 
Zur Information des Ausschusses  nachstehend der §18 BFDG: 
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§ 18 Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug 

(1) Ein Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug liegt vor, wenn die Tätigkeitsbeschreibung eines Einsatzplatzes 
einen Bezug zur Unterstützung von Asylberechtigten, Personen mit internationalem Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen 
Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden 
Schutzes (ABl. L 337 vom 20.12.2011, S. 9) oder Asylbewerbern erkennen lässt oder wenn ein Asylberechtigter, eine 
Person mit internationalem Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU oder ein Asylbewerber, bei dem ein rechtmäßiger und 
dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist, diesen absolviert. Bei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren Herkunftsstaat 
nach § 29a des Asylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht zu erwarten 
ist. 
(2) Freiwillige können einen Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug auch dann als Teilzeitbeschäftigung von mehr 
als 20 Stunden pro Woche leisten, wenn sie abweichend von § 2 Nummer 2 das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
(3) Abweichend von § 4 Absatz 3 bis 5 werden Freiwillige, die ihren Dienst auf einem Einsatzplatz mit Flüchtlingsbezug 
leisten, pädagogisch besonders begleitet. Diese Begleitung kann außer durch Seminare auch durch andere geeignete 
Bildungs- und Begleitmaßnahmen erfolgen. 
(4) Abweichend von § 6 Absatz 1 können Freiwillige, deren Einsatzplatz einen Flüchtlingsbezug im Sinne von Absatz 1 
aufweist, von ihrer anerkannten Einsatzstelle in eine andere gemeinwohlorientierte, nicht im Sinne dieses Gesetzes 
anerkannte Einrichtung mit Flüchtlingsbezug entsendet werden. Hierzu bedarf es der Aufklärung des oder der Freiwilligen 
über diesen Umstand und der Zustimmung der oder des zu entsendenden Freiwilligen. 
(5) Die Vereinbarung nach § 8 muss bei einem Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug auch die Art und den 
Umfang der nach Absatz 3 vorgesehenen pädagogischen Begleitung enthalten. 
(6) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend regelt in Ergänzung von § 17 Absatz 3 durch eine 
Richtlinie den Zuschuss für den Aufwand, der durch die pädagogische Begleitung nach Absatz 3 verursacht wird. 
 

 
 
SPD Fraktion in der Stadtvertretung 
Liane Fülling 
Fraktionsvorsitzende 
 

 
 
Postanschrift: 
Heuerkotten 17 
33775 Versmold 

 
 
Telefon: 
05423 - 2324 
Email:  
Liane.Fuelling@gmx.de 

 

dieversmolder-spd.de 


	Stadt Versmold

